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Sachgebiet 82 

Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Sdiroeder (Detmold), Frau 
Stommel,Dr. Götz, Müller (Remscheid), Vogt, Dr. Fuchs, 

Frau Griesinger, Frau Jacobi (Marl) und der Fraktion 

der CDU/CSU 

betr. eigenständige soziale Sicherung der Frau 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, Rohde, erklärte in der Fragestunde 
am 16. Dezember 1970 zur eigenständigen sozialen Sicherung 
der nicht erwerbstätigen Frau, daß in seinem Hause „bereits 
seit einiger Zeit Lösungsmöglidikeiten sowohl für eine Anpas- 
sung des geltenden Sozialversicherungsrechts an die geplante 
Eherechtsreform als auch für eine Einbeziehung der nicht er- 
werbstätigen Frau in die Rentenversicherung überdacht und 
Berechnungen über die finanziellen Auswirkungen der einzel- 
nen Lösungsmöglichkeiten durchgeführt" werden. 

Von den Mitgliedern der Bundesregierung und der sie tragen- 
den Parteien werden dazu unterschiedliche Vorstellungen in 
der Öffentlichkeit genannt, ohne daß insbesondere die finanziel- 
len Konsequenzen in die Überlegungen einbezogen werden. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Bis wann hält es die Bundesregierung für möglich, Vor- 
schläge für die vom Parlamentarischen Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung angekündigte 
Weiterentwicklung der sozialen Rentenversicherung dem 
Parlament und der Öffentlichkeit vorzulegen? 

2. Wie sieht die Bundesregierung das Verhältnis zwischen 
der eigenständigen sozialen Sicherung der nicht erwerbs- 
tätigen Frau und der bestehenden Witwenversorgung? 

3. Sieht die Bundesregierung in der Öffnung der Rentenver- 
sicherung für nicht erwerbstätige Frauen bereits eine aus- 
reichende eigenständige Sicherung? 

4. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der Frauen, 
die durch eine Öffnung der Rentenversicherung zusätzlich 
eine Berechtigung zum Eintritt in die Rentenversicherung 
erhalten? 

5. Welche Beiträge müssen diese Frauen entrichten bzw. 
nachentrichten, um 

a) sofort, 

b) nach 10 Jahren, 

c) nach 20 Jahren 

über einen Rentenanspruch zu verfügen, der über dem 
Regelsatz der Sozialhilfe liegt? 


Druck; Then6e Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Vertag Dr. Hans Heger, 53 Bonn*Bad Godesberg 1, 
Postfack 821. Ckjethestrafte 54. Tel, (SL22Jm 



Dnicksadie VI/ 2165 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


6. Hält die Bundesregierung ein Rentensplitting im Schei- 
dungsfall, wie es kürzlich vom Vorsitzenden des Ausschus- 
ses für Arbeit und Sozialordnung, Prof. Schellenberg, für 
die zuständigen Arbeitskreise der SPD-Fraktion in der 
Öffentlichkeit zur Diskussion gestellt wurde, für ausrei- 
chend und realisierbar? 

7. Welchen Rentenanspruch haben gemäß diesem Vorschlag 
beide Ehegatten im Scheidungsfall nach 

a) lOjähriger Ehe, 

b) 20jähriger Ehe, 

c) SOjähriger Ehe, 

wenn der Mann als Alleinverdiener während der Ehezeit 
den Durchsdinittsverdienst aller Arbeiter und Angestellten 
erreicht hat? 

Welche Summe hat der Mann - bei entsprechend geänder- 
ten gesetzlichen Bestimmungen - nachzuentrichten, wenn 
er seinen Rentenanspruch bis zur ursprünglichen Höhe auf- 
füllen will? 

8. Beabsichtigt die Bundesregierung, Müttern nach der Geburt 
eines Kindes eine beitragsfreie Zeit als Ausfall- oder Er- 
satzzeit rentensteigernd anzuerkennen? 

9. Mit welcher Summe wird die Rentenversicherung oder 
gegebenenfalls der Bundeshaushalt bei einer 

a) 1jährigen, 

b) 2jährigen, 

c) 3jährigen 

Ausfall- oder Ersatzzeit je Kind jährlich zusätzlich belastet, 
und wie ändert sich diese Belastung, wenn die genannten 
Zeiten solange gewährt werden, wie Kinder unter 

a) 4 Jahren, 

b) 6 Jahren, 

c) 14 Jahren 

im Haushalt leben. Um welchen Betrag erhöht sich - unter 
Zugrundelegung des Durchschnittsverdienstes berufstätiger 
Frauen - die monatliche Rente der begünstigten Frauen? 

10, Mit welchen Belastungen für die Rentenversicherung bzw, 
den Bundeshaushalt rechnet die Bundesregierung für den 
Fall, daß diese Vergünstigungen auch den Frauen gewährt 
werden, die bereits eine Rente beziehen? 


Bonn, den 7. Mai 1971 
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